Burscheid, 14.1.2007

Wehrpolitischer Diskus – warum?
A. Sehr wenig Regel – sehr viel Aktion
Alle sind völlig einig: Seit 1990 haben sich die tatsächlich exekutierten Aufgaben der Bundeswehr, ihre Ausrüstung, ihre Organisation und wohl auch ihr personeller Querschnitt massiv verändert – so tief greifend wie seit der Gründung nicht.

Nichts dagegen hat sich bei den maßgeblichen gesetzlichen Eingriffsgrundlagen getan, übrigens auch nichts in den Pakten und Verträgen, was als rechtsverbindlich gelten könnte. Kurz: der Bundestag ist in seiner Kernkompetenz – der Produktion allgemein gültiger Regeln – bis heute nicht bestimmungsgemäß eingebunden. 

Nach der schrecklichen Erfahrung mit ungezügelter exekutiver Gewalt zwischen 1933 und 1945 ist aber der eindeutige Obersatz des Grundgesetzes: Zuerst die Rechtsnorm, dann erst ein Eingriff mit Risiko für Grundrechte. Ich fasse die klare Verfassungslage zusammen: In die Grundrechte auf Leben, körperliche Unversehrtheit und Freiheit darf nur auf Grund eines Gesetzes eingegriffen werden, Art. 2 Abs. 2 des Grundgesetzes. Das eingreifende Gesetz muss allgemein und nicht nur für den Einzelfall (eben nicht: ad hoc) gelten und es muss die eingeschränkten Grundrechte ausdrücklich nennen, Art. 19 Abs. 1. Das eingreifende Gesetz muss nach ständiger Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts die wesentlichen Einschränkungen und Werteabwägungen selbst treffen. Ein solches Gesetz besteht noch nicht.

Halt, ruft jemand, da waren aber doch das Parlamentsbeteiligungsgesetz und das Urteil des Bundesverfassungsgerichts von 1994! Aber: Beide enthalten leider keine tatbestandlichen Begrenzungen nach dem in unserer Verfassung zentralen Wesentlichkeitsgebot. Auch Art. 24 Abs. 2 GG, auf den sich beide beziehen, umfasst solche rechtsstaatlichen Einhegungen nicht, ebenso wenig die Verträge zu den dort genannten Systemen gegenseitiger kollektiver Sicherheit, insbesondere nicht der NATO-Vertrag, und auch die jeweiligen Zustimmungsgesetze weisen solche Grenzen nicht auf. Daher soll heute die Sicherheit Deutschlands rund um den Erdball verteidigt werden können, und das ist für unseren Rechtsstaat zumindest etwas Neues, für Verfassungspatrioten etwas Revolutionäres. Eine Anmerkung: Art. 24 Abs. 2 GG spricht nur davon, dass die Bundesrepublik im Rahmen von Bündnissen auf (exekutive) Hoheitsrechte verzichten kann. Die Grundrechte der Bürgerinnen und Bürger können dabei nicht zur Disposition gestellt werden, sondern bleiben nach dem vorgehenden innerstaatlichen Verfassungsrecht geschützt, wie es auch für diese Pakte typisch ist.

Die beiden zentralen Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts von 1994 und 2001, die die parlamentarische Kontrolle auf ad-hoc-Entscheidungen des Bundestages reduziert hatten, haben ein rechtstaatliches Paradoxon hervorgerufen: Nach Auffassung der Hälfte der Richter der 1994er Entscheidung[1] hätten die Vertragsstaaten den NATO-Vertrag noch nicht verpflichtend geändert, die Nationen operierten vielmehr noch auf der Basis von unverbindlichen, vorläufigen, gleichsam „dynamischen“ Absprachen. Daher bräuchte die deutsche Regierung auch derzeit nicht das Parlament in einem neuen, auf eine geänderte Rechtslage abgestimmten Zustimmungsverfahren nach Art. 24 GG zu beteiligen. Im Ergebnis ebenso lautete eine ergänzende Entscheidung aus dem Jahre 2001[2]. Diese inzwischen schon sehr ausgedehnte explorative, experimentelle Phase vor einer verbindlichen Änderung der Vertragsgrundlage bedeutet dann aber eine systemfremde Schutzlücke für die Bürgerinnen und Bürger Deutschlands oder in den jeweiligen Einsatzgebieten, die schon jetzt ganz handhaft zu Schaden kommen können, möglicherweise in schicksalhafter, nicht wieder umkehrbarer Art. 

Ich will den zur Fehlsteuerung führenden Wertewiderspruch klar akzentuieren: Die Exekutive hat nach der oben beschriebenen Auffassung das Verfahren völlig in der Hand. Sie muss nur bei einem möglichst unscharfen, unverbindlichen Handlungsprogramm verharren. Dann braucht sie den Bundestag wegen der normativen Eingriffsgrundlagen und der Abwägung von verfolgten Zielen und gefährdeten Rechtsgütern, also zum Erlass einer Eingriffsgrundlage, auf unbestimmte Zeit nicht zu beteiligen. Das Interesse der Exekutive an späterer normativer Konkretisierung tendiert konsequent gegen Null. Nicht nur hätte sie davon keinerlei Vorteile, sie würde sich auch selbst ungeliebte Beschränkungen der Handlungsfreiheit auferlegen. Die Exekutive kann mit Einzelfall-Zustimmung des nicht notwendigerweise umfassend informierten Parlaments bereits im Bündnisverband operieren; dabei kann sie rein faktisch massiv in existenzielle Grundrechte eingreifen. Dies entspricht aber nicht dem im Grundgesetz vorrangigen Rechtsstaatsgebot. Es lässt überdies den Rechtsschutz mangels tatbestandlicher Differenzierung und mangels eines Rechtswegs, der für die Überprüfung von konstitutiven Bundestagsbeschlüssen geeignet wäre, weitest gehend leer laufen. Die Gewaltenkontrolle ist damit in mehrfacher Hinsicht empfindlich gefährdet.

Natürlich ist mir bekannt: Seit Jahrhunderten – damit aus vordemokratischen Zeiten – ist ein weites und praktisch nicht gerichtlich überprüfbares Ermessen der Exekutive in der Außen- und Sicherheitspolitik überliefert. In moderner Fassung wird dies gerne als Kernbereich exekutivischer Eigenverantwortung[3]  umschrieben. Diese Formulierung geht u.a. auf das Pershing-Urteil des Bundesverfassungsgerichts aus dem Jahre 1984 zurück.[4] Ich bin aber der Auffassung: Die weite Handlungsfreiheit ist wie oben beschrieben mit der besonderen Konstruktion des Grundgesetzes nicht vereinbar, sie nutzt der Sicherheit Deutschlands nicht und sie kann der Gefahr einer gesellschaftlichen Randstellung der Bundeswehr Vorschub leisten, die der Bundespräsident auf der Kommandeurtagung am 10.10.2005 mahnend aufgezeigt hat.

B. Gestaltende Impulse: horizontal – nicht vertikal
Die durchgreifende Neuorientierung hat sich ohne einen systematisch organisierten gesellschaftlichen Diskurs vollzogen. Ganz nüchtern betrachtet: Deutschlands Außen- und Sicherheitspolitik empfängt die weitaus meisten und die entscheidenden Impulse horizontal, nämlich aus den ebenfalls exekutiv organisierten Bündnissen und Pakten. Arbeitsteilung, Bündnisfähigkeit und -verlässlichkeit sind denn auch die durchgehenden Argumentationsmuster der Bundestagsdebatten zu out-of-area seit 1992. Man kennt sich, man tauscht sich aus. Man gibt und man nimmt, man plant und vereinbart Abhängigkeiten.

Keine Impulse wurden vertikal abgefragt, nämlich Impulse des demokratischen Souveräns, der Bürgerinnen und Bürgern. Auch in den Wahlkämpfen seit 1990 hat die Aufgabenerweiterung der Bundeswehr keine bemerkbare Rolle gespielt. Repräsentativ ist eine klare Ansage von Klaus Kinkel aus dem Jahre 1993, damals noch zu den heute schon kaum noch hinterfragten Blauhelmeinsätzen: "Ich möchte wirklich ungern mit diesem Thema in 20 Wahlkämpfe gehen, weil das Deutschland schadet."[5] Die Positionen der großen Parteien sind auch zumindest seit 1994 nicht mehr derart verschieden, dass die Bürger zu diesem Thema eine reale Wahl gehabt hätten, etwa den Auftrag der Bundeswehr nach langjähriger Praxis auf Verteidigung gegen militärische Angriffe zu beschränken. Für diese wehr-konservative Position hätten sich die Wählerinnen und Wähler paradoxerweise in signifikanten Mengen solchen Parteien zuwenden müssen, die bevorzugt als Parias des deutschen Parteiensystems betrachtet werden, etwa der PDS oder heute der LINKEN.

Weitgehend unbekannt blieb eine öffentliche, aber kaum beworbene Anhörung von Sachverständigen (!) zum Parlamentsbeteiligungsgesetz. Weniger als 20 Bürger haben zu der eher verstohlenen Veranstaltung am 17.6.2004 im Jakob-Kaiser-Haus in Berlin gefunden. Der vollständige Inhalt der Anhörung, insbesondere auch die Gutachten der eingeladenen Wissenschaftler sind bis heute nicht im Netz dokumentiert. Lob immerhin für einen aufmerksamen Abgeordneten, der jedenfalls die Erörterung am 17.6.2004 auszugsweise anbietet, darin auch seinen Redebeitrag.[6]
Mag es der eine oder andere für pragmatisch besser halte, wie dünn es derzeit um die Festlegung der Bundeswehr-Aufgaben steht. Demokratisch wäre mehr drin. Und das vom Bundespräsidenten beklagte, objektiv geringe Interesse vieler Bürgerinnen und Bürger ist eben auch einfache Funktion defizitärer politischer Einbindung und Information und damit eine triviale Folge geringer Sachkompetenz. Das zu ändern, sind die in unserer Verfassung privilegierten Parteien gem. Art. 21 Abs. 1 S. 1 des Grundgesetzes als erste berufen.

C. Grundrechtsschutz: wasserdicht für Deutschland – lax für den Rest der Welt
Ein seit 1990 unaufgelöstes Paradoxon stellt den Rechtstaat, die Demokratie und die außenpolitische Orientierung der Bundesrepublik an fairer globaler Partnerschaft und Humanität in Frage:

· Bei staatlichen Handlungsformen, die im Inland greifen, setzen wir durchgehend 

(1) einen intensiven gesellschaftlichen Diskurs und 

(2) eine eingehende, die Eingriffsgründe abschließend regelnde gesetzliche Regelung 

voraus, die die wesentlichen Einschränkungen von Grundrechten nennen und auch schon im Gesetz selbst festlegen muss, nicht etwa nur in darauf folgenden Verordnungen. Beispiele? Siehe nur das nach genau abgegrenzten Tatbeständen strukturierte Luftsicherheitsgesetz und die gesellschaftliche Debatte dazu, einschließlich eingehend begründeter verfassungsgerichtlicher Korrektur wegen nicht ausreichender Würdigung der individuellen Rechte der unbeteiligten Flugzeugpassagiere.[7] Ein Beispiel für den intensiven Schutz selbst von nicht-existentiellen Grundrechten von Inländern? Sie erinnern sich doch an das Kopftuchverbot, nicht wahr? Dort hat das Bundesverfassungsgericht die administrative Praxis mangels gesetzlicher Grundlage für einen Eingriff in die Freiheit der Berufswahl als verfassungswidrig kassiert.[8] Das Gericht hat – wegen der Kultus-Zuständigkeit der Länder für den Schuldienst – damit sogar 16 einzelne landesrechtliche Eingriffsgrundlagen in Auftrag gegeben. 

Durch den Gesetzesvorbehalt und das Wesentlichkeitsprinzip sollen die demokratische Partizipation und eine transparente Gesetzgebung sicher gestellt werden: "Wenn das Grundgesetz die Einschränkung von grundrechtlichen Freiheiten dem Parlament vorbehält, so will es damit sichern, dass Entscheidungen von solcher Tragweite aus einem Verfahren hervorgehen, das der Öffentlichkeit die Gelegenheit bietet, ihre Auffassungen auszubilden und zu vertreten, und die Volksvertretung anhält, Notwendigkeit und Ausmaß von Grundrechtseingriffen in öffentlicher Debatte zu klären."[9] Der Verfassungsgerichtshof NRW hob hervor: "In bestimmten grundlegenden Bereichen muss staatliches Handeln vielmehr durch Gesetz legitimiert werden. Insoweit verpflichten Rechtstaatsprinzip und Demokratieprinzip die wesentlichen Entscheidungen selbst zu treffen. Er darf sie nicht anderen Normgebern oder dem Handeln und der Entscheidungsmacht der Exekutive überlassen."[10]
Noch ein Beispiel, wenn auch aus einer ganz anderen, politisch intensiveren Phase der Republik: Die Notstandsgesetzgebung hat die Bundesrepublik monatelang in höchster Aufmerksamkeit gehalten. Damals wurde für Deutschland das politische Hearing „erfunden“. Die Demonstrationen maßen Kilometer. Die Bürgerinnen und Bürger waren in die Debatte sehr lebhaft einbezogen, für manchen Geschmack zu intensiv. Und damals ging es nur um Eingriffe in Bürgerrechte, die grundsätzlich wiederherzustellen waren, nicht um tausendfachen Tod und schwere Verletzung. 

Ad-hoc-Entscheidungen für das Inland würden die ganze Republik, nicht nur die Juristen, in Aufruhr versetzen: Etwa wenn ein Landesparlament, ein Kreistag oder ein Stadtrat im Einzelfall die Räumung einer Straße, einen Freiheitsentzug oder eine Abhörmaßnahme beschließen wollte. 

· Geht es dagegen um militärische Eingriffe außerhalb des Bundesgebietes mit einem um mehrere Größenordnungen höheren Schadenspotenzial – wenngleich zu Lasten von mehrheitlich Nicht-Deutschen – so halten wir abweichend von sonst beachteten rechtstaatlichen Grundsätzen Entscheidungen im Einzelfall ohne vorausgehende Regelung von Eingriffstatbeständen für angeraten, diese zudem häufig auf einer für die Abgeordneten kryptischen Tatsachengrundlage, siehe auch oben unter A. 

Nun mag jemand leichter Hand einwenden: „Um die Grundrechte von Inländern muss man sich halt intensiver kümmern.“ Nett gesagt, nur stimmt es nicht. Unter Juristen ist völlig unstreitig: Die Grundrechte verpflichten die Bundesregierung bei ihren Aktivitäten weltweit. So herum ist der Satz auch wirklich zweifelsfrei: „Grundrechte kann die Bundesregierung auch am Hindukusch verletzen.“ Und wir dürfen auch unsere deutschen Soldatinnen und Soldaten nicht aus den Augen verlieren. Auch in deren Grundrechte kann eine Entscheidung zu einem out-of-area-Einsatz massiv eingreifen, Tod und schwere Verletzungen eingeschlossen. Diese können auch nicht als durch freiwillige Meldung abgedeckt und als daher unwesentlich betrachtet werden. Auch der Blick auf unsere Vertreter vor Ort fordert daher einen sehr wachen, interessierten und diskursiven Rechtsstaat.

D. Geht es nicht auch viel einfacher zu erklären?
Sie misstrauen den Juristen und ihren schlüpfrigen „Das-kommt-darauf-an!“-Ausflüchten? Sie kennen sich aber in der deutschen Geistesgeschichte aus? Dann kann ich Problem und Lösung wesentlich einfacher erläutern:

Sie kennen Kants kategorischen Imperativ: 

"Handle so, dass die Maxime deines Willens jederzeit zugleich als Prinzip der allgemeinen Gesetzgebung gelten könne!"[11] 
Kant hat mit Bedacht die allgemeine Gesetzgebung als Vorbild genannt und nicht – was damals noch näher gelegen hätte – die Einzelfallentscheidung des Souveräns. Denn Einzelfallentscheidungen sind das menschlich Normale, das zu Erwartende, das eher Gefühlsgeleitete. Dagegen schaffen generelle, an einem transparenten Handlungsprogramm orientierte Entscheidungen Authentizität, Systematik, Vorhersagbarkeit und Nachvollziehbarkeit. Das nennt man auch eine (gute) Verfassung. Es beugt den Konflikten unter Individuen ebenso vor wie unter den Gemeinschaften von Individuen, also unter den Staaten. 

Intransparenz dagegen, freibleibende, sprunghafte oder gar willkürliche, also: nicht verfasste Handlungsweisen fördern, dass sich andere vorsorglich auf das Schlimmste vorbereiten und rüsten. Den Nachteil haben alle bis auf diejenigen, die ihr Geschäft mit Krieg und Rüstung machen oder sich dadurch Ansehen verschaffen.

Und Kant ist in seiner unsterblichen Schrift „Zum ewigen Frieden“ auch auf die Gefahr leichtfertiger Auslösung von Konflikten eingegangen. Zur besseren Rückkopplung und zur Eindämmung hat er die beherzte Demokratisierung der Außen- und Sicherheitspolitik gefordert: 

"Wenn (wie es in dieser Verfassung[12] nicht anders sein kann) die Beistimmung der Staatsbürger dazu erfordert wird, um zu beschließen, 'ob Krieg sein solle oder nicht', so ist nichts natürlicher, als dass, da sie alle Drangsale des Krieges über sich selbst beschließen müssten (als da sind: selbst zu fechten; die Kosten des Krieges aus ihrer eigenen Habe herzugeben; die Verwüstung, die er hinter sich lässt, kümmerlich zu verbessern; zum Übermaße des Übels endlich noch eine, den Frieden selbst verbitternde, nie [wegen naher immer neuer Kriege] zu tilgende Schuldenlast selbst zu übernehmen), sie sich arg bedenken werden, ein so schlimmes Spiel anzufangen."[13] 
Sprich: An der Entscheidung über bewaffnete Konflikte sollten eben diejenigen beteiligt werden, die die Zeche zahlen müssen. Das sind die Bürgerinnen und Bürger und gerade auch die Soldatinnen und Soldaten unter ihnen. Ganz automatisch gibt es dann weniger Konflikt.

E. Die klare Konsequenz
Also: Reden wir offen miteinander! Vereinbaren wir demokratisch und rechtsstaatlich ein Handlungsprogramm, in dem die durch militärische Formen zu schützenden Rechtsgüter und die dadurch in Gefahr gebrachten Rechtsgüter differenziert abgewogen sind! Das gibt unserem Verhalten Struktur und wird uns und anderen viel ersparen. 
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